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Berlin (wk). Bundespräsident
Christian Wulff bleibt wegen
seines Privatkredits und enger
Kontakte zu befreundeten Un-
ternehmern in der Defensive.
Wulffs Anwalt räumte gestern
ein, dass der Geschäftsmann
Egon Geerkens doch an der Ver-
gabe eines Darlehens für den
Hauskauf des damaligen nieder-
sächsischen Ministerpräsiden-
ten beteiligt war. Während Ko-
alitionspolitiker Wulff Rücken-
deckung gaben, warf die Oppo-
sition ihm vor, immer nur scheib-
chenweise die Wahrheit zuzugeben.

Wulffs Anwalt Gernot Lehr bestätigte
erstmals, dass Egon Geerkens in die Ver-
handlungen über den 500000-Euro-Kredit
eingeschaltet war. Dies sei aufgrund des be-
sonderen Sachverstands und der freund-
schaftlichen Beziehungen von Geerkens
zu Wulff geschehen, teilte Lehr der Zeitung
„Die Welt“ mit. Das Darlehen selbst sei
aber von Geerkens' Ehefrau Edith gewährt
worden. Wulff hatte sich bislang nicht zu
Geerkens’ Rolle bei dem Kredit geäußert.

Bei der Staatsanwaltschaft Hannover lie-
gen bislang vier Strafanzeigen gegen
Wulff vor. Auf einen Untersuchungsaus-
schuss wollen und SPD und Grüne im nie-
dersächsischen Landtag vorerst verzich-

ten. Zunächst müssten alle ande-
ren parlamentarischen Möglich-
keiten ausgeschöpft werden.

In der Bevölkerung hat Wulff
an Autorität eingebüßt. Laut ei-
ner Forsa-Umfrage im Auftrag
des „Stern“ sagten 31 Prozent
der Bürger, Wulff habe an Anse-
hen verloren. Trotzdem hat die
große Mehrheit (62 Prozent) an
der bisherigen Amtszeit nichts
auszusetzen: 52 Prozent sind zu-
frieden, zehn Prozent sogar sehr
zufrieden. Einen Rücktritt
Wulffs lehnt die überwältigende

Mehrheit der Bürger (79 Prozent) ab.
Unterdessen hat der Kölner Kardinal Joa-

chim Meisner dem Bundespräsidenten den
Rücktritt nahegelegt, falls die Vorwürfe ge-
gen ihn zutreffen. Wenn ihn als Kirchen-
mann solche Anschuldigungen zu Recht
treffen würden, „müsste ich meinen Hirten-
stab abgeben, dann müsste ich resignie-
ren“, sagte Meisner. In diesem Falle
müsste er sein Versagen eingestehen und
sagen: „Ich bin ein armer Sünder." Zu-
gleich betonte Meisner, dass er nicht beur-
teilen könne, ob die Vorhaltungen gegen-
über Wulff zutreffen.

Ein Video zum Thema finden Sie unter
www.weser-kurier.de/news

VON ANNEMARIE STRUSS-V.POELLNITZ

Bremen. Nach zwei Krisenjahren melden
die bremischen Häfen wieder Umschlagsre-
korde. Der Gesamtumschlag legte 2011 um
18 Prozent auf 81,3 Millionen Tonnen zu.
Damit wurde der Umschlag des bisherigen
Rekordjahres 2008 (74,5 Tonnen) um über
neun Prozent übertroffen. Bis zum Ende
des Jahres werden die bremischen Häfen
insgesamt 5,9 Millionen Standardcontainer
(TEU) umgeschlagen haben, ein Plus von
20 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Bre-
merhaven bleibt damit viertgrößter Contai-
nerhafen in Europa. Auch im Automobilum-
schlag wird Bremerhaven bis Ende des Jah-
res die alte Rekordmarke von zwei Millio-
nen Fahrzeugen wieder erreichen. „Ich bin
extrem positiver Stimmung. Wir haben die
Krise hinter uns“, sagte Wirtschafts- und
Häfensenator Martin Günthner gestern bei
der Vorstellung der jährlichen Häfenbilanz
im Rathaus.

Allerdings müsse auch künftig in die Leis-
tungsfähigkeit der Häfen investiert wer-
den, um Wachstum und Beschäftigung zu
sichern, so Günthner. Er geht nicht davon
aus, dass es im nächsten Jahr zu einem ähn-
lichen Einbruch der Wirtschaft kommen
könnte wie nach dem Rekordjahr 2008. Et-
was verhaltener äußerte sich BLG-Chef
Detthold Aden. „Auch wenn der Binnen-
markt 2012 schwächeln sollte, wird die
BLG zumindest im Ausland weiter wach-
sen.“ Das Umschlagsunternehmen hat in al-
len Betriebsbereichen zugelegt, auch der
Ertrag vor Steuern liegt mit gut 40 Millio-
nen Euro über dem Vorjahr (34 Millionen
Euro), bleibt allerdings deutlich hinter dem
Rekordergebnis von 2008 mit 84 Millionen
Euro zurück.

Aden warb dafür, dass Bremen im Streit
um die Zulassung von sogenannten Gigali-
nern, Lastwagen mit 25,25 Metern Länge
und 44 Tonnen Höchstlast, zumindest Ein-
zelfallgenehmigungen erteilt. Für den
BLG-Großkunden Tchibo sind derzeit täg-
lich 40 Laster zwischen Bremen und einem
Standort in Mecklenburg-Vorpommern un-
terwegs. Mit dem Einsatz von Gigalinern
wären es nur noch 30 Lkw täglich, argu-
mentierte Wirtschaftssenator Günthner. Es
bleibe zwar beim grundsätzlichen Nein der
Landesregierung zur Beteiligung am bun-
desweiten Feldversuch mit Langlastern,
aber Einzelgenehmigungen seien sinnvoll,
sagte Günthner. „Wir müssen in dieser
Frage aus den Schützengräben heraus und
die anstehenden Probleme pragmatisch lö-
sen.“ Kommentar Seite 2·Bericht Seite 17

Familienanzeigen 29
Fernsehen  28
Leserforum  29
Rätsel & Roman, Impressum  30
Veranstaltungsanzeigen 31
Verbraucher 22

Telefonzentrale: 0421 /36 71 0
Abonnenten-Service: 04 21/ 3671 6677

Anzeigenannahme: 0421 /36 7166 55

Verbreitet zeigt sich das Wetter bei uns in
Mitteleuropa stark bewölkt oder wolken-
verhangen. 

Zeitweise Regen
8° 7° 90%

Arbeitnehmerkammer
und Statistisches Lan-
desamt haben sich die
Bremer Einkommenssteu-
erstatistik vorgenommen.
Das gestern vorgestellte Er-
gebnis zeigt eine tiefe Kluft zwi-
schen Arm und Reich und eine Trennung
zwischen den Stadtteilen. Nach einer Stu-
die des Paritätischen Gesamtverbandes ist
in Bremen jeder Fünfte von Armut gefähr-
det, im Bundesdurchschnitt jeder Siebte.

VON JÜRGEN HINRICHS
UND NORBERT HOLST

Bremen·Berlin. Arm und Reich in Bremen
driften immer weiter auseinander – bei den
Einkommen zunächst und als Folge auch
bei der Verteilung auf die Stadt. Zu diesem
Ergebnis kommt eine Erhebung von Arbeit-
nehmerkammer und Statistischem Landes-
amt, die gestern vorgelegt wurde. Ein Bei-
spiel daraus: In Bremen gibt es knapp 4600
Steuerpflichtige mit einem jährlichen Ein-
kommen von mehr als 125000 Euro. Die
Hälfte davon lebt in Schwachhausen, Ober-
neuland und Horn-Lehe. Nur zwei Prozent
dagegen in Gröpelingen, Walle und Wolt-
mershausen.

„Die Kluft wird größer, weil es nicht nur
mehr Arme gibt, sondern zugleich auch
mehr Reiche“, erklärte Jörg Muscheid von
der Arbeitnehmerkammer. Muscheid wies
ausdrücklich darauf hin, dass die Studie
allein solche Menschen erfasst, die über
ein steuerpflichtiges Einkommen verfü-
gen. Nicht einbezogen ist also die große
Gruppe von Hartz-IV-Empfängern.

Grundlage der Studie sind Daten aus der
Einkommenssteuerstatistik von 2007. Die
Zahlen werden nur alle drei Jahre erfasst
und müssen danach noch aufwendig ausge-
wertet werden – darum, so die Statistiker,
der vergleichsweise weite Abstand zum
Zeitraum der Erhebung.

Wie sehr sich die Einkommensentwick-
lung in Bremen spreizt, verrät ein Ver-

gleich der Durchschnittseinkommen in den
Stadtteilen. In Horn liegt es mit 108000
Euro sechsmal höher als in den ärmsten Ge-
bieten. Viel Geld in der Tasche haben auch
die Steuerpflichtigen in Oberneuland,
Bürgerpark, Borgfeld, Schwachhausen
und Radio Bremen. Am unteren Ende ran-
gieren Neue Vahr, Gröpelingen, Ohlenhof
und Lindenhof, wo das Einkommen im
Schnitt unter 18000 Euro liegt.

Rot-Grün in Bremen hat es sich in die
Koalitionsvereinbarung geschrieben und
genauso auch als Ziel für das Leitbild Bre-
men 2020 proklamiert: „Der Abstand zwi-
schen den zehn ärmsten und den zehn
reichsten Ortsteilen ist zu verringern.“ In
der Realität geschieht aus Sicht der Arbeit-
nehmerkammer das genaue Gegenteil:
„Die soziale Spaltung verfestigt sich nicht
nur, sie wird tiefer“, sagte Muscheid.

Der Kammer-Referent sprach von einer
„ungeheuren Dynamik“ an beiden Polen
der Einkommenstabelle. „Ein Teil der Mit-
telschicht wandert nach unten, während es
gleichzeitig immer mehr Spitzenverdiener
gibt.“ Zu dieser Gruppe zählen die Statisti-
ker Steuerpflichtige mit einem Jahresein-
kommen von mehr als 250000 Euro. Im
Jahr 2004 gab es davon im Land Bremen
noch 740, drei Jahre später waren es be-
reits 1400. Eine deutliche Zunahme im glei-
chen Zeitraum auch bei den Millionären,

ihre Zahl hat sich mehr als verdoppelt und
lag im Jahr 2007 bei 164.

„Wir haben nichts dagegen, wenn Men-
schen viel Geld verdienen“, sagte Kam-
mer-Chef Ingo Schierenbeck, „es muss da-
bei aber sozial gerecht zugehen.“ Mit Ar-
beit zum Beispiel, die angemessen bezahlt
wird: „Wir fordern einen gesetzlichen Min-
destlohn von 8,50 Euro und die tarifliche
Gleichbehandlung von Leiharbeit.“ Gegen-
steuern müsse die Politik aber auch mit ih-
rer Wohnungsbaupolitik. In Bremen dürf-
ten Gebiete wie der Stadtwerder, das neue
Hulsberg-Viertel und die Überseestadt
nicht dem wohlhabenden Teil der Bevölke-
rung vorbehalten sein. Schierenbeck:
„Sonst müssen wir eines Tages Mauern um
einzelne Stadtteile ziehen.“

Jeder fünfte Mensch im Land Bremen ist
mittlerweile von Armut bedroht. Das ist das
Ergebnis einer gestern in Berlin vom Paritä-
tischen Gesamtverband vorgestellten Stu-
die. Nach einer in der EU üblichen Einstu-
fung lag die Armutsgefährdungsquote im
Jahr 2010 bei 21,1 Prozent. Das ist der zweit-
schlechteste Wert unter den 16 Bundeslän-
dern. Dennoch gibt es einen kleinen Hoff-
nungsschimmer: Im Vergleich der Zahlen
seit 2005 ist für Bremen immerhin kein dau-
erhafter Abwärtstrend erkennbar. Vor
sechs Jahren betrug die Quote sogar 22,3
Prozent. Kommentar und Bericht Seite 2

INHALT

Remlingen (rp). Das Bundesamt für Strah-
lenschutz (BFS) will in der Umgebung des
Atommülllagers Asse drei weitere Messstel-
len für Radioaktivität aufstellen. Sie sollen
östlich des ehemaligen Salzbergwerks im
Landkreis Wolfenbüttel eingerichtet wer-
den, sagte gestern eine Behörden-Spreche-
rin. Umweltschützer hatten zuvor vom BFS
wissen wollen, warum sich die meisten der
bislang installierten 25 Messpunkte west-
lich der Asse – also in der vorherrschenden
Windrichtung und nicht an der dem Wind
abgewandten Seite – befinden. Das habe
„ausschließlich organisatorische und plane-
rische Gründe“, teilte die Behörde mit.
Man habe dort schneller geeignete Stand-
orte gefunden und die entsprechenden Ver-
träge abschließen können.

Unterdessen verlangt SPD-Chef Sigmar
Gabriel, dass Bundesumweltminister Nor-
bert Röttgen (CDU) und sein niedersächsi-
scher Amtskollege Hans-Heinrich Sander
(FDP) die Bergung der radioaktiven Ab-
fälle aus dem Atommülllager Asse zur Chef-
sache machen. „Wir dürfen mit dem Ber-
gen der Fässer nicht warten, bis irgend-
wann die Standsicherheit der Grube nicht
mehr gewährleistet ist und damit ein He-
rausholen der Fässer unmöglich wird“,
sagte Gabriel. Bei der Asse handele es sich
schließlich um das größte Atomproblem Eu-
ropas.  Bericht Seite 16

KONTAKT

Berlin·Kundus (wk). Ein gutes Viertel der
jungen Soldaten in der neuen Freiwilligen-
armee bricht die Ausbildung ab. 27,7 Pro-
zent der Freiwilligen, die zum 1. Juli ihren
Dienst antraten, seien inzwischen nicht
mehr bei der Truppe, sagte Verteidigungs-
minister Thomas de Maizière (CDU) der
„Berliner Zeitung“. Ein Sprecher ergänzte,
23,3 Prozent machten von ihrem Recht Ge-
brauch, in den ersten sechs Monaten ohne
Angaben von Gründen ihren Dienst zu quit-
tieren. 4,4 Prozent seien von der Bundes-
wehr nach Hause geschickt worden. Die
Mehrheit der jungen Menschen habe pri-
vate Gründe für das Ausscheiden angege-
ben oder ein alternatives Job-Angebot.

De Maizière sieht grundsätzlich keine Re-
krutierungsschwierigkeiten auf die Truppe
zukommen. Zum 1. Januar 2012 werde die
Bundeswehr 2650 Männer und 170 Frauen
als Freiwillige begrüßen können. „Damit
liegen wir voll im Plan“, sagte er.

Bei einem überraschenden Truppenbe-
such in Afghanistan kündigte de Maizière
ein verstärktes Bemühen um die Ausbil-
dung dortiger Sicherheitskräfte an: „Ohne
dass wir die Afghanen auch fordern, jetzt
die Sicherheit in die eigenen Hände zu neh-
men, würden sie es nicht tun“, sagte er im
Feldlager Kundus. 2011 habe sich „die Si-
cherheitslage erstmalig seit vielen Jahren
verbessert“, sagte de Maizière.

Egon Geerkens
 FOTO: DPA

Wulff gibt weitere Details zu
Anwalt: Unternehmer Geerkens an Kreditverhandlungen beteiligt

Wo Arm und Reich leben
Geteilte Stadt: In Horn-Lehe verdienen die Menschen sechsmal so viel wie in der Vahr
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